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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu den Unterrichtungen durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum Luftfrachtverkehr in der Gemeinschaft 
— Drucksache 11/1958 — 


Entschließung zur Zukunft von Eurocontrol im Rahmen der Flugsicherung im 
westeuropäischen Luftraum 
— Drucksache 11/2731 — 


Entschließung zur potentiellen Kapazität der Flughäfen in der Europäischen 
Gemeinschaft im Hinblick auf die Herausforderung von 1992, zur Überlastung 
der Flughäfen und zu den Problemen der Luftverkehrssicherheit 
— Drucksache 11/2732 — 


Entschließung zur Liberalisierung des Luftverkehrs, zur Vollendung des 
Binnenmarktes und zu den Folgen für die Sicherheit im Flugverkehr 
— Drucksache 11/2733 — 


A. Problem 

Das Europäische Parlament weist in seinen Entschließungen auf 
die hohen Wachstumsraten des europäischen Luftverkehrs hin, 
wodurch sich erhebliche Unzuträglichkeiten auf allen Ebenen er- 
geben haben (Flughäfen, Flugsicherung, Luftraumkapazität), Im 
Luftfrachtverkehr müssen Hemmnisse insbesondere bei der Zoll- 
abfertigung beseitigt werden. 
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B. Lösung 

Es wird eine Entschließung vorgeschlagen, in der nationale Maß- 
nahmen und Maßnahmen auf EG-Ebene gefordert werden. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Attemativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN lehnt die geforderte privatrechtliche 
Agentur für Flugsicherung ab. 

\ 

D. Kosten 

entfallen 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der unvermindert ansteigende und alle Prognosen übertreffende europäische 
Luftverkehr ist von unzumutbaren Verspätungen gekennzeichnet. Mit 48 Ivlil- 
lionen Flugreisen erreichte die Bundesrepublik Deutschland bereits im Jahre 
1988 fast die Vorausschätzungen für 1995 im Bimdesverkehrswegeplan. Die 
Startverzögerungen stiegen dabei allein bei der Deutschen Lufthansa inner- 
halb eines Jahres in München um 158 v. H., in Frankfurt um 175 v. H. und in 
Düsseldorf um 241 v. H. Umweltbelastende und unwirtschaftliche Warte- 
schleifen über den drei genannten Flughäfen kamen hinzu (Frankfurt 
+38 V. H., München +50 v. H., Düsseldorf +140 v. H.). Im Vergleich zu 1980 
nähern sich die Wartezeiten für Passagiere bei Verspätungen über 15 Minuten 
in Europa fast der Verdopplung (ca. 5 Millionen Passagierstunden 1988). 

Wachsende und für die Passagiere preistreibende Verluste der Ruggesell- 
schaften summieren sich jetzt bereits zu Milliarden Verlusten im europäischen 
Luftverkehr. 

2. Die Kapazitäten der Flugsicherung im operationellen, technischen und perso- 
nellen Bereich konnten mit dem Ansteigen des Luftverkehrs nicht Schritt hal- 
ten. Das öffentliche Dienstrecht und das Haushaltsrecht verhindern einen effi- 
zienten imd modernen Dienstleistungsbetrieb im Hochtechnologie-Bereich. 
Angesichts unzureichender Kapazitäten der Infrastruktur und wegen des we- 
nig effizienten Systems der Luftstraßen verloren die europäischen Luftver- 
kehrsgesellschaften im Jahre 1988 insgesamt 150 000 Rugzeugstunden. Dies 
entspricht der Jahresleistung einer Luftflotte wie derjenigen der KLM oder der 
SWISS AIR. 

Mit der heutigen Zersplitterung der europäischen Rugsicherung in 40 regio- 
nale KontroUzentralen mit 22 imterschiedlichen nicht miteinander verbunde- 
nen Systemen ist der künftige europäische Luftverkehr nicht zu bewälti- 
gen. 

3. Der deutsche Luftraum ist überlastet durch Kurzstreckenflüge, Überflugver- 
kehr, zxinehmenden Regionalverkehr, Verkehr der allgemeinen Luftfahrt und 
durch ein überaus hohes Maß an militärischem Übungsflugverkehr. Die Ge- 
fahr von Zusammenstößen wächst. 

4. Die Kapazitäten der Rughäfen Frankfurt, München und Düsseldorf reichen 
nicht mehr aus, um den weiterhin wachsenden Bedarf im internationalen Luft- 
verkehr pünktlich imd zuverlässig abzuwickeln. Mit Ausnahme von Frankfurt 
sind die Rughäfen unzureichend an das Eisenbahnnetz angebunden. Ihre 
mangelhafte Verknüpfung insbesondere mit dem EC/IC- Verkehr der Deut- 
schen Bundesbahn und mit dem künftigen europäischen Hochgeschwindig- 
keitssystem der Eisenbahnen führt dazu, daß der Liiftraum nicht von Kurz- 
strecken- und Zubringerverkehren entlastet werden kann. Die Vorteile eines 
integrierten Verkehrsnetzes kommen auf diese Weise nicht zur Geltung. 

Die gegenwärtige Lage zwingt zu sofortigem Handeln. 

II. Der Deutsche Bundestag hält folgende Maßnahmen für erforderlich: 

1. Bis zum 31. Mai 1989 ist der Entwurf für ein Gesetz zur Bildrmg einer „Deut- 
schen Agentur für Rugsicherung" auf den Weg zu bringen. Diese Agentur ist 
als Gesellschaft des privaten Rechts im öffentlichen Eigentum auszugestalten 
und kostendeckend eigenwirtschaftlich zu betreiben. Die Mitarbeiter imter- 
liegen nicht dem öffentlichen Dienstrecht. Auf diese Weise sollen personelle 
Engpässe durch Einführung attraktiverer Beschäftigrmgsbedingxmgen besei- 
tigt imd die notwendigen Investitionen frei von den Zwängen des Bundes- 
haushalts realisiert werden. Die „Deutsche Agentur für Rugsicherung" ist als 
Baustein eines zukünftigen einheitlichen, mindestens aber kompatiblen euro- 
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päischen Flugsicherungssystems auszugestälten. Die „Deutsche AgenUir für 
Flugsicherung" muß eine integrierte zivilmilitärische Zusammenarbeit er- 
möglichen. 

2. Bis zum 31. Mai 1989 ist ein Gesetzentwurf zur Straffung der Ausbildung von 
Mitarbeitern in der Flugsicherung auf den Weg zu bringen mit dem Ziel, die 
Ausbildung bis zum selbstverantwortlichen Einsatz auf drei Jahre zu verkür- 
zen. Gleichzeitig ist zu prüfen, ob die Flugsicherungsschule in Langen künftig 
durch die Agentur Eurocontrol im Hinblick auf die anzustrebende Vereinheit- 
hchung der Ausbildung der Fluglotsen betrieben werden kann. 

3. Der Deutsche Bundestag erwartet vom Bimdesminister für Verkehr die Aus- 
arbeitimg eines besseren Betriebskonzeptes für die Luftfahrt im Bundesgebiet 
mit folgenden Zielsetzungen: Einführung kurzer Flugwege und optimaler 
Flugprofüe zur weitestgehenden Durchlässigkeit des gesamten deutschen 
Luftraumes, zur besseren wirtschaftlichen Nutzung des Luftraumes imd zur 
Erhöhung der Flugsicherheit, 

4. Der Bimdesminister für Verkehr wird aufgefordert, bei der Agentur Eurocon- 
trol darauf zu drängen, daß die bei der Verkehrsministerkonferenz am 20. Ok- 
tober 1 988 beschlossene Zentrale für eine europäische Verkehrsflußsteuerung 
möglichst schnell verwirklicht wird. 

5. Der Bundesminister für Verkehr wird ferner dazu aufgefordert, sich in der 
Europäischen Gemeinschaft und bei den anderen europäischen Luftfahrtor- 
ganiäationen dafür einzusetzen, daß die rechtlichen und tatsächhchen Voraus- 
setzungen für einheitliche technische Mindeststandards und Zulassungsvor- 
aussetzungen für die Zivilluftfahrt einschließlich der Vereinheitlichung der 
Anforderungen und gegenseitigen Anerkennung von Lizenzen der Luftfahrt- 
berufe in der EG auch mÖghchst schnell verwirklicht werden. 


Bonn, den 8. März 1989 


Der Ausschuß für Verkehr 

Kretkowski Ibrügger Tillmann 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Ibrügger und Tillmann 


Die drei Entschließungen des Europäischen Parla- 
mentes in den Drucksachen 11/2731, 11/2732 und 
11/2733 wurden in der 119. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 19. Januar 1989 dem Ausschuß für 
Verkehr federführend sowie dem Auswärtigen Aus- 
schuß zur Mitberatung überwiesen. 

Die Überweisung des Entschheßungsantrags betref- 
fend den Luftfrachtverkehr in Drucksache 11/1958 
erfolgte nach § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung durch 
Drucksache 11/2139 Nr. 5 vom 15. April 1988 an den 
Verkehrsausschuß imd zur Mitberatung an den Wirt- 
schaftsausschuß. 

Der Verkehrsausschuß hat die Vorlagen in seiner Sit- 
zung am 8. März 1989 behandelt. 


1. Ziele und wesentlicher Inhalt der Vorlagen 

Das Europäische Parlament weist in seinen Entschlie- 
ßungen auf die unvorhergesehenen hohen Wachs- 
tumsraten im europäischen Luftverkehr hin. Daraus 
ergäben sich schwerwiegende Probleme sowohl bei 
den Flughafenkapazitäten, bei der Flugsicherung und 
im europäischen Luftraum. Im einzelnen wird gefor- 
dert: 

1. Nach Drucksache 1 1/2732 soll die EG-Kommission 
ein mittelfristiges Programm zur Kapazitätsauswei- 
tung überlasteter Flughäfen entwickeln. 

2. In der Entschließung in Drucksache 1 1/2731 fordert 
das Europäische Parlament die Schaffung einer eu- 
ropäischen Struktur für die einzelnen europäischen 
Flugsicherungsorganisationen, wobei die Befug- 
nisse der Organisation Eurocontrol erweitert und 
die Zusammenarbeit der bestehenden europäi- 
schen Rugsicherungszentren verbessert werden 
soll. Auch die mihtärische Luftfahrt soll in die Koor- 
dinierung einbezogen werden. 

3. In Drucksache 1 1/2733 werden im Hinblick auf die 
bevorstehende Liberalisierungsphase im europäi- 
schen Luftverkehr allgemeine Initiativen von Rat 
und Kommission gefordert zugunsten einer Erhö- 
hung der Sicherheit und der besseren Kontrolle 
und Abwicklung des Luftverkehrs in der Gemein- 
schaft. 

4. Die Entschließung in Drucksache 11/1958 bezieht 
sich auf den Luftfrachtverkehr mit ebenfalls sehr 
hohen Zuwachsraten. Hier werden insbesondere 
gemeinschaftliche Vorschriften zur Vereinfachung 
des Verwaltungsverfahrens und der Zollabwick- 
lung gefordert. Die Zusammenarbeit zwischen 
Spediteuren und Luftverkehrsgesellschaften soll 
deutlich verbessert werden. 


IL Ergebnisse eines nichtöffentlichen 
Anhörungsverfahrens 

Der Ausschuß für Verkehr hat am 26. Oktober 1988 
ein nichtöffentliches Anhörungsverfahren von Sach- 
verständigen und Verbänden zu dem Thema „Ver- 
spätungen im Luftverkehr" durchgeführt. Die Ergeb- 
nisse können wie folgt zusammengefaßt werden: 

1. In den Jahren 1987 und 1988 ist eine überpropor- 
tionale Zunahme des Luftverkehrs an deutschen 
Rughäfen festzustellen. Die Zuwachsraten lagen 
jeweils deutlich über 10 v. H. Dies hat an den Rug- 
häfen München, Frankfurt und Düsseldorf an be- 
stimmten Tagen zu einem regelrechten Zusam- 
menbruch bei der Verkehrsabwicklung geführt. In 
den Monaten April bis Juli 1988 waren 28 bis 
30 V. H. aller Rüge verspätet. 

2. Verspätungen in diesem Ausmaß sind nicht nur für 
die Ruggäste unzumutbar, sondern sie sind auch 
unter Sicherheitsaspekten bedenklich. Durch das 
Fliegen von Warteschleifen oder das Warten mit 
angelassenen Triebwerken an den Rollbahnen ent- 
steht ein erheblicher zusätzlicher Treib Stoff ver- 
brauch. 

Es besteht dringender politischer Handlungsbe- 
darf, weil sich bis zum Jahre 2000 nach vorliegen- 
den Schätzungen das Ruggastaufkommen gegen- 
über 1987 verdoppeln wird. 

3. Kapazitätsausweihmgen sind erforderlich in der 
Rugsicherung, im Rughafenbereich und in der 
Luftraumstruktur. Der Investitionsbedarf in der 
Rugsicherung in den kommenden Jahren liegt bei 
etwa 1 Mrd. DM. Für die Rugsicherung muß eine 
leistungsfähige Organisationsstruktur gefunden 
werden. Die gegenwärtige öffentlich-rechtliche 
Organisationsform wird als ungeeignet angesehen. 
Eine leistungsgerechte Bezahlung der Ruglotsen 
imd der Rugsicherungstechniker ist unverzichtbar, 
die Zusammenarbeit zwischen ziviler und militäri- 
scher Rugsicherung muß deutlich verbessert wer- 
den. 

Im Rughafenbereich müssen die vorgesehenen 
Ausbaumaßnahmen zügig reahsiert werden, 
Nachtstart- und -landeverbote sind zu lockern, die 
weniger belasteten Rughäfen müssen mehr als bis- 
her in Anspruch genommen werden. Die deutsche 
Luftraumstruktur bedarf ebenfalls einer Überprü- 
fung. Insbesondere müssen bestehende Luftstra- 
ßen erweitert oder parallele Luftstraßen eingerich- 
tet werden, der Kurzstreckenverkehr ist zu vermin- 
dern, Privatflieger sollten mehr als bisher stark be- 
lastete Verkehrsflughäfen meiden, die internatio- 
nale Verkehrsflußsteuerung bedarf einer Verbes- 
serung. 
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III. Verlauf der Ausschußberatungen 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP halten übereinstimmend eine grundlegende 
Neuordnimg insbesondere der Flugsicherung noch in 
dieser Legislaturperiode für imverzichtbar, ln der vor- 
geschlagenen Entschließung werden folgende Maß- 
nahmen gefordert: 

— Die Aufgaben der Bundesanstalt für Flugsicherung 
sollen von einer neu zu gründenden Gesellschaft 
des privaten Rechts mit der Bezeichnung „Deut- 
sche Agentur für Flugsicherung" übernommen 
werden. Diese Gesellschaft soll kostendeckend ar- 
beiten und auch die Investitionen selbst finanzie- 
ren. Die Entgelte für die Inanspruchnahme der 
Flugsicherungsdienste müssen entsprechend fest- 
gesetzt werden. AUe Mitarbeiter der Gesellschaft 
werden auf der Grundlage privatrechtlicher Ar- 
beitsverträge beschäftigt imd entsprechend be- 
zahlt, 

— Die Ausbüdimgszeit für Fluglotsen soU von zur Zeit 
viereinhalb bis fünf Jahre auf drei Jahre verkürzt 
werden. Danach muß ein eigenverantwortlicher 
Einsatz möglich sein. 

— Der Bimdesminister für Verkehr wird aufgefordert, 
ein besseres Betriebskonzept der kurzen Flug- 
wege und optimalen Flugprofile für die Luftfahrt 
im Bimdesgebiet auszuarbeiten, um unwirtschaft- 
liche Umwegflüge möglichst zu vermeiden. Der 
deutsche Luftraum muß insgesamt durchlässiger 
werden für die Luftfahrt. Von wesenthcher Bedeu- 
tung ist in diesem Zusammenhang eine bessere 
Verknüpfung des IC- Verkehrs der Deutschen 
Bundesbahn mit den deutschen Verkehrsflughä- 


Bonn, den 8. März 1989 

Ibrügger Tillmann 

Berichterstatter 


fen. Diese Zielvorstellung muß im künftigen Bim- 
desverkehrswegeplan berücksichtigt werden. 

Die drei genannten Fraktionen im Verkehrsausschuß 
sind übereingekommen, bis zum 31. Mai 1989 die ent- 
sprechenden Gesetzentwürfe initiativ im Deutschen 
Bundestag einzubringen, um eine Verabschiedung 
noch in dieser Legislaturperiode sicherzustellen. 

Die Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN haben der 
vorgeschlagenen Entschließung nicht zugestimmt. 
Sie halten eine Begrenzung der Zuwachsraten im 
deutschen Luftverkehr für unverzichtbar und vermis- 
sen ein entsprechendes Konzept für eine solche Be- 
grenzung. Die Umwandlung der Bundesanstalt für 
Flugsicherung in eine Gesellschaft des privaten 
Rechts wird abgelehnt, weü dies ein neues Hinderms 
für die Integrierung der militärischen Flugsicherung 
darsteUen würde. Außerdem wird die Übertragung 
hoheitlicher Befugnisse auf eine derartige privatrecht- 
liche Gesellschaft als verfassungsrechtlich problema- 
tisch angesehen. 


IV. Beschlußvorschlag des Verkehrsausschusses, 
mitberatende Stellungnahmen 

Der Verkehrsausschuß schlägt eine Entschließung vor 
mit dem Ziel, die Kapazitäten im deutschen Luftver- 
kehr insbesondere durch eine neue Organisations- 
form für die Flugsicherung an das steigende Luftver- 
kehrsaufkommen anzupassen. 

Der Auswärtige Ausschuß sowie der Wirtschaftsaus- 
schuß haben im Wege der Mitberatung Kenntnis- 
nahme von den Vorlagen beschlossen. 
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